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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Gangelt-Nord/VI“ in Gangelt im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Gangelt-Nord/VI“ 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden 
Fassung 
2.) Auslegungsbeschluss für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Gangelt-Nord/VI“ gemäß  
§ 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden 
Fassung  
 
1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 17.05.2022 beschlossen, den Bebauungsplan  
Nr. 77 in seiner 1. Änderung zu ändern.  
2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 17.05.2022 ebenfalls beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes 
nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  
 
Ziel der Planung ist es die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 77 an   unterschiedliche aktuelle 
städtebauliche Anforderungen der Gemeinde Gangelt anzupassen. Hierdurch soll die Lebensqualität im 
Baugebiet und dessen Nachhaltigkeit gefördert werden.  
Da durch die Änderung des Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, wird das 
Verfahren auf der Grundlage des § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug.  
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Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 
 
 

20.06. bis einschließlich 20.07.2022 
 
 

während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur Niederschrift, 
per E-Mail (info@gangelt.de) oder über den Planungs- und Beteiligungsserver der Gemeinde Gangelt unter 
dem Link www.o-sp.de/gangelt            Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne 
unberücksichtigt bleiben. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB stehen während der öffentlichen Auslegung der 
Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite 
der Gemeinde Gangelt unter www.gangelt.de > Bauleitplanung > Aktuelle Beteiligungen zum Download 
bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal 
des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zugänglich. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig 
ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Gangelt-Nord/VI“ werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
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Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf der             
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Gangelt-Nord/VI“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
17.05.2022 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 19.05.2022 
Willems 
Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 09.06.2022 vollzogen. 

 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

09.06.2022 

Datum Abnahme 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 „Zum Gelindchen/III“ in Gangelt-Birgden im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 „Zum Gelindchen/III“ 
gemäß    § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden 
Fassung 
2.) Auslegungsbeschluss für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 „Zum Gelindchen/III“ 
gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit 
geltenden Fassung  
 
1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 17.05.2022 beschlossen, den Bebauungsplan  
Nr. 81 in seiner 1. Änderung zu ändern.  
2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 17.05.2022 ebenfalls beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes 
nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  
 
Ziel der Planung ist es, die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 81 an unterschiedliche aktuelle 
städtebauliche Anforderungen der Gemeinde Gangelt anzupassen. Unter anderem soll zur Entlastung der 
bestehenden Baugebiete im Nordosten des Plangebietes eine zusätzliche Verkehrsfläche geschaffen werden.  
 
Des Weiteren soll die Anzahl der Vollgeschosse im Bereich von „WA 2“ von drei auf zwei Vollgeschosse 
reduziert werden. Um den öffentlichen Verkehrsraum in diesem Bereich von parkenden Autos freizuhalten, 
soll die Zahl der notwendigen Stellplätze von 1 und 1,5 je Wohneinheit erhöht und die Zahl der zulässigen 
Wohneinheiten von 10 auf 8 reduziert werden.  
Da durch die Änderung des Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, wird das 
Verfahren auf der Grundlage des § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug.  

 

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 
 

20.06. bis einschließlich 20.07.2022 
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während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur Niederschrift, 
per E-Mail (info@gangelt.de) oder über den Planungs- und Beteiligungsserver der Gemeinde Gangelt unter 
dem Link www.o-sp.de/gangelt            Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne 
unberücksichtigt bleiben. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB stehen während der öffentlichen Auslegung der 
Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite 
der Gemeinde Gangelt unter www.gangelt.de > Bauleitplanung > Aktuelle Beteiligungen zum Download 
bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal 
des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zugänglich. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig 
ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 „Zum Gelindchen/III“ werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf der             
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 81 „Zum Gelindchen/III“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
17.05.2022 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
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Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 19.05.2022 
Willems 
Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 09.06.2022 vollzogen. 

 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

09.06.2022 

Datum Abnahme 

 



Nr. 02_Juni_2022 
 

Hinweisbekanntmachung der Gemeinde Gangelt 
gem. § 6 Absatz 1 der Bekanntmachungsverordnung 

in Verbindung  
mit § 15 Absatz 1 der Hauptsatzung der Gemeinde Gangelt 

 
Folgende öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde 
Gangelt, www.gangelt.de, vollzogen: 
 
 
Nr. der 
Bekanntmachung 

Inhalt Bereitstellungstag 
Internet 

2022-06-05 Öffentliche Bekanntmachung der 
Gemeinde Gangelt zur 1. 
Nachtragssatzung 2022  

29.06.2022 

 
 
Die Bekanntmachungen können auch bei der Gemeindeverwaltung digital eingesehen 
oder während der üblichen Öffnungszeiten abgeholt werden: 
 
Gangelt, den 29. Juni 2022 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Dahlmanns 
 

 

 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

29.06.2022 

Datum Abnahme 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

 

 

1. Nachtragssatzung 2022 
 

 

Aufgrund des § 81 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), in der zurzeit 

geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde Gangelt mit Beschluss vom 21. Juni 2022 

folgende Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung vom 30. Dezember 2021 erlassen: 

 

 

§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  

 

 die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamtbeträge 
 
 
 
 

EUR 

erhöht um 
 
 
 
 
 
 

EUR 

vermindert 
um 

 
 
 
 

 
EUR 

und damit der 
Gesamtbetrag 

des 
Haushaltsplans 

einschl. 
Nachträge 

festgesetzt auf 
EUR 

Ergebnisplan     

Erträge 28.168.100 4.013.300 31.900 32.149.500 

Aufwendungen 29.948.500 1.282.400 0 31.230.900 

     

Finanzplan     

aus der laufenden 

Verwaltungstätigkeit 

    

Einzahlungen 25.580.700 4.021.000 0 29.601.700 

Auszahlungen 26.621.100 1.120.100 0 27.741.200 

     

aus der 

Investitionstätigkeit 

    

Einzahlungen 5.536.300 172.500 0 5.708.800 

Auszahlungen 8.596.000 962.100 0 9.558.100 

     

aus der 

Finanzierungstätigkeit 

    

Einzahlungen 0 0 0 
 

Auszahlungen 0 0 0 0 
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§ 2 

 

Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite für die Investitionen wird nicht geändert. 

 

 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 

Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen 

Festsetzung in Höhe von 4.541.000 EUR um 1.879.000 EUR erhöht und damit auf 6.420.000 

EUR festgesetzt. 

 

 

§ 4 
 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen 

Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird gegenüber der bisherigen Festsetzung von 1.784.400 

EUR um 1.784.400 EUR vermindert und damit auf 0 EUR festgesetzt.  

 

 

§ 5 
 

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird nicht geändert. 

 

 

§ 6 
 

Die Steuersätze werden nicht geändert. 

 

 

§ 7 
 

Die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes entfällt. 

 

§ 8 
 

Die bisher festgesetzten Budgets, die Ermächtigungen zu Mehraufwendungen und 

Mehrauszahlungen bei Mehrerträgen und Mehreinzahlungen sowie die Bestimmung zur 

Geringfügigkeit im Sinne des § 81 Absatz 3 GO NRW werden nicht geändert. 

 

 

§ 9 
 

Es gilt der vom Gemeinderat am heutigen Tage beschlossene Stellenplan.   

 

 

 

 

 

 

 



  

  Nr. 2022-06-05 

 

2. Bekanntmachung der 1. Nachtragssatzung 
 

Die vorstehende 1. Nachtragssatzung 2022 mit ihren Anlagen wird hiermit öffentlich bekannt 

gemacht. Die 1. Nachtragssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 GO NRW dem Landrat 

als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Heinsberg mit Schreiben vom 22. Juni 2022 

angezeigt worden. Die Frist nach § 80 Absatz 5 GO NRW ist mit Verfügung vom 23. Juni 2022 

abgekürzt worden.  

 

Die 1. Nachtragssatzung mit ihren Anlagen wird gem. § 80 Absatz 6 GO NRW bis zum Ende 

der Auslegung des Jahresabschlusses 2022 zur Einsichtnahme im Rathaus, Zimmer 206, 

während der Dienststunden, 

 

vormittags: 

montags bis freitags von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr, 

 

nachmittags: 

dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und 

donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 

 

zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. Sie ist im Internet unter www.gangelt.de verfügbar.  

 

Gleichzeitig wird gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW darauf hingewiesen, dass die 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen die vorstehende 

Haushaltssatzung nach Ablauf von sechs Monaten nicht mehr geltend gemacht werden kann, 

es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

Gangelt, den 27. Juni 2022  

Gemeinde Gangelt 

Der Bürgermeister 

In Vertretung: 

gez. Dahlmanns 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 29.06.2022 vollzogen 



Nr. 01_Juni_2022 
 

Hinweisbekanntmachung der Gemeinde Gangelt 
gem. § 6 Absatz 1 der Bekanntmachungsverordnung 

in Verbindung  
mit § 15 Absatz 1 der Hauptsatzung der Gemeinde Gangelt 

 
Folgende öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde 
Gangelt, www.gangelt.de, vollzogen: 
 
 
Nr. der 
Bekanntmachung 

Inhalt Bereitstellungstag 
Internet 

2022-06-03 Öffentliche Bekanntmachung  
über die 1. Änderung der 
Hundesteuersatzung der Gemeinde 
Gangelt vom 26.09.2012  
 

23.06.2022 

 
 
Die Bekanntmachungen können auch bei der Gemeindeverwaltung digital eingesehen 
oder während der üblichen Öffnungszeiten abgeholt werden: 
 
Gangelt, den 23. Juni 2022 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Dahlmanns 
 

 

 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

23.06.2022 

Datum Abnahme 
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Satzung 
 

der Gemeinde Gangelt vom 22. Juni 2022 über die 1. Änderung der 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Gangelt vom 26.09.2012  
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV NRW 2023) 
und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969 S. 712/SGV NRW 
610), alle in der derzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde Gangelt in seiner 
Sitzung am 21. Juni 2022 folgende Satzung beschlossen: 
 

 

Abschnitt I 
 

 

Die Hundesteuersatzung der Gemeinde Gangelt vom 26.09.2012 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) § 2 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 
 

„14. Alano“  
 

b) § 3 wird um folgenden Absatz ergänzt:   
 

(2a) „Steuerbefreiung wird darüber hinaus auf Antrag für Hunde gewährt, die im Sinne 
des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) dem Schutz und der Hilfe 
von beeinträchtigen Personen dienen. Eine Steuerbefreiung ist nur zu gewähren, 
wenn die Ausbildung des Hundes zum Assistenzhund im Sinne der     §§ 12f und 12g 
BGG nachgewiesen werden kann.“ 

 
c) § 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

 
„Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§27-40 SGB-XII), Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II ( §§ 19-
27 SGB-II) erhalten sowie für diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen 
wird die Steuer auf Antrag um die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 gesenkt, jedoch 
nur für einen Hund.“ 

 

d) § 9 Ordnungswidrigkeiten erhält folgende Fassung:  
 
„Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NW S. 712), in der der zurzeit geltenden Fassung handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig  
 

 
1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für eine 

Steuervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 
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2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig oder 
unter fehlender oder falscher Angabe der Hunderasse anmeldet, 
 

3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt, die Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der 
Gemeinde nicht vorzeigt oder dem Hund andere Gegenstände, die der 
Steuermarke ähnlich sehen, anlegt, 

 
4. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter 

sowie als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 
 

5. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter 
entgegen § 8 Abs. 5 die vom Steueramt übersandten Nachweisungen nicht 
wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt.“ 

  
 

Abschnitt II 
 

Diese Satzung tritt am 01.07.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung der Hundesteuersatzung der Gemeinde Gangelt 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 7 abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO 
NRW) darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Gangelt vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
 
Gangelt, den 22. Juni 2022 
 
gez. 
Willems 
Bürgermeister 
 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 23.06.2022 vollzogen. 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

 
Inkrafttreten der 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 74 „Gewerbepark an der Heide“ 
in Gangelt 
 
Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 21.06.2022 die 1. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 74 „Gewerbepark an der Heide“ mit dazugehöriger Planzeichnung gemäß  

§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zurzeit geltenden 

Fassung, als Satzung beschlossen. Die Begründung zur 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

74 „Gewerbepark an der Heide“ wurde gebilligt.  

 

Mittels der 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 74 wurde eine Nachverdichtung des 

bestehenden Gewerbegebietes angestrebt. Hierdurch werden die bestehenden 

Gewerbebetriebe gestärkt und der Bedarf zur Ausweisung neuer Gewerbegebiete an bisher 

unvorbelasteten Flächen reduziert.  

 

1. Ergänzung des Bebauungsplan Nr. 74 „Gewerbepark an der Heide“  

 
 

Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 233 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 3 BauGB. 

Der Bebauungsplan einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung liegt ab sofort 
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im Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstraße 10, Zimmer-Nr.: 201/202, 

während der allgemeinen Dienststunden, und zwar  

 

montags bis freitags von  8 15 - 12 30 Uhr 
dienstags von 14 00     - 16 00 Uhr 
donnerstags von 14 00  - 17 30 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 74 in Kraft.  

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

 

 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Hinsichtlich der 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 74 wird auf die Vorschriften des § 44 

Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan 

eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 

Entschädigungsansprüche hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden 
Fassung  
 

Erklärung 
Der Satzungsbeschluss zur 1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 74 „Gewerbepark an der 

Heide“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666)  in der zurzeit 

geltenden Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 

NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 

nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 

denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 

der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt.  

 

Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 

Der Wortlaut der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur 1. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 74 „Gewerbepark an der Heide“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 

21.06.2022 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO 

verfahren. Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 

Gangelt, 22.06.2022 

Willems 

Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 23.06.2022 vollzogen. 

 

Standort 

 

 

Datum Aushang 
 

23.06.2022 

Datum Abnahme 

 


